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NUN der hohen Bundesversammlung zunächst aus dem von den

Herren Neclamanten veranlaßten Pözl'schen Gutachten zufließen,
K und sie dadurch — (gleichsam durch eine appeilatio a Unpa

mnlo inkormnto sä I'apain melius inkorninnäum) — bewogen
werden, den Bundcsbcschluß vom 12. Juni 1849 in derselben
Weise zu interprctiren, und eine ähnliche Vollzugsanordnung
an diese Interpretation anzuhängen, wie dies in dem Beschlüsse
der provisorischen Centralgewalt vom 8. November 1845 ge¬
schehen war. Daß die hohe Bundesversammlung eine solche
Interpretation nicht geben und folglich auch eine solche Voll-
zugsvcrordnung nicht erlassen kann, ohne mit dem Bnndcöbe-
schlnß vom 12. Juni 1845 selbst, geschweige denn mit dem
Bundesbcschlnsse vom 24. Juli 1828 in Widerspruch zu
gcrathen, und daß daher eine Gewährung hierauf gerichteter
oder zu richtender neuer Anträge der Herren Neclamanten
schon aus diesem Grunde eine rechtliche Unmöglichkeit
ist, ist bereits oben (Z 19-39) gezeigt worden. Zu allem
Uebcrflusse soll aber hier noch auf die Ausführungen einge¬
gangen werden, ans welchen das Pözl'sche Gutachten der¬
artige Ansprüche der Herren Neclamanten in Schutz nehmen
zu können glaubt, um die Grundlosigkeit eines solchen Ver¬
langens in ihrer vollen Blöße darzustellen.

8 38.

t) Nachweis, daß die neuen Neclamationcn der Bentinck'schen Agnaten

im Wesen identisch sind mit der Reklamation des Grafen Joh. Karl
B c n t i n ck.

Das Gutachten S. 37—45 bemühet sich vor allem aus¬
zuführen, daß es sich in dem Bentinck'schen Successionsstreite,

Nachweis, daß es sich in dem Bentinck'schen Succes¬

sionsstreite nach den Grundsätzen des deutschen Privat-

fürstenrechts allerdings um eine Privatangelegenheit der

gräflichen Familie handelt.



soweit er die Nachfolge in der Herrschaft Kniphaufen be¬

trifft, nicht nm eine Privatsache, sondern nm eine Sache

des öffentlichen Rechtes handle. Hieraus wird abgeleitet

(S. 38), dasi die Rcclamation, mit der man es hier zn thnn

habe, schon nach allgemeinen Rechtsgrundsätzcn nicht vor

die Gerichte, sondern vor irgend eine andere Kategorie von

Behörden gehöre, doch wird S. 44 letzterem Satze die Be¬

schränkung beigefügt, „es müßte denn sein, daß das positive

„deutsche Recht überhaupt, oder ein besonderes Statut, welches

„die Verhältnisse von KnipHansen insbesondere betrifft, hier¬

von eine Ausnahme mache."

Das Gutachten S. 37 legt daher besonderes Gewicht auf

den Inhalt und Gegenstand der Rcclamation. „Die Recla-

„manten" — heißt es daselbst — „verlangen aber Wiederher-

„stellnng der rechtmäßigen Regierung in dem Bnndeslandc

„Knip Hausen, rcsp. Entsetzung des factischen Besitzers und

„Einsetzung in die Landeshoheit über Kniphaufen. Dieses

„bildet sonach den Znhalt oder Gegenstand des Gesuches; oder

„mit anderen Worten, es ist die Frage zu beantworten: „Wem

„gebührt die Landeshoheit über Kniphaufen?

Vergleicht man nun diese gegenwärtige Rcclamation mit

derjenigen, welche von der Gegenseite im Jahr 1828 bei der

hohen Bundesversammlung erhoben worden war, so wird kein

Unbefangener in Abrede stellen können, daß beide Reklama¬

tionen (wie bereits oben § 6—11 nachgewiesen worden ist)

im Sinne und Wesen vollständig übereinstimmen, und beide

genau einen und d enselb cn Zweck verfolgen. Der erklärte

Zweck von beiden Rcclamationcn ist die unmittelbare Nachfolge

in die Regierung der freien Herrschaft Kniphaufen und die

Entfernung des gegenwärtigen Besitzers durch ein Einschreiten

der Bundesversammlung, mit Ausschluß und Beiseitesctzung

alles Verfahrens vor den Gerichten. Es handelt sich demnach

offenbar nach der eigenen Angabe des Gutachtens nm nichts

Anderes, als nm ganz dieselbe Sache, welche von der

Bundesversammlung im Jahr 1828 durch den Bundesbeschluß

vom 24. Juli bereits definitiv durch Abweisung der damaligen
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Reklamation erledigt und beschicken worden ist. Wären die

Bundesbeschlüsse der Rech tskr aft fähige Urthe ile, so würde

hiernach ohne Weiteres eine solche Rcclamation, wie die gegen¬

wärtige, durch Verweisung auf die resjucliestg erledigt sein.

Da die Bundcsbeschlüsse aber nur Beschlüsse einer politischen

Autorität sind, so kann freilich der Zurückgewiesene jeden Au¬

genblick sein Gesuch wiederholen, und die Bundesversammlung

mit neuen Vorstellungen und Bclehrungsversnchen über dieselbe

Sache behelligen; ein für sich günstiges Resultat wird derselbe

aber doch nur dann erreichen können, wenn es ihm gelingt,

die Uebcrzeugung der Bundesversammlung durch Vorbringung

wirklich neuer Gründe umzustimmen. Ein solcher Fall liegt

aber hier nicht vor. Die hohe Bundesversammlung wußte im

Jahr 1828 ebensogut als im Jahr 1853, daß die Bentinck-

schen Agnaten die Einsetzung in die Regierung von Knip-

hauscn und die Entsetzung des dermaligen Besitzers begehren;

dieselben beriefen sich 1828 auf ihren hohen Adel ebensogut,

wie sie es jetzt (1853) thun; der einzige Unterschied, der an

dem Wesen der Rcclamation und deren Bcurtheilung nichts

ändern kann, weil er an der thatsächlichcn Stellung der Herren

Reklamanten und an der ganzen Sachlage nichts ändert, ist

der, daß damals (1828) der Graf Joh. Karl Bentinck

sich auf den hohen Adel der Familie Bentinck, als auf eine

sich von selbst verstehende Sache bezogen hatte, und ihm

von Seite der Bundesversammlung derselbe nicht bestritten

worden war, daß aber die Grafen Karl und Heinrich Ben¬

tinck jetzt auf den Bundesbeschluß vom 12. Juni 1845 sich

gründen, der ihren hohen Adel ausdrücklich anerkennt.

Dieser Unterschied in der Begründung beider Reklamationen

ist aber hier insbesondere ans dem Grunde ohne Einfluß, weil

die Bundesversammlung die Rcclamation von 1828 nicht etwa

aus dem Grunde, daß der hohe Adel der Familie Bentinck

nicht feststehe, sondern aus ganz anderen Gründen abgeschlagen

hatte, wie oben § 11 gezeigt worden ist, und weil überhaupt

nach der ausdrücklich ausgesprochenen Ansicht und Erklärung

der hohen Vermittler des Berliner Abkommens von 1825 die



Frage, ob die Familie Bentinck von hohem Adel sei

oder nicht, bei der Wiedergewährung der Landeshoheit

über KnipHausen als etwas durchaus Gleichgültiges be¬

zeichnet worden, und dem damaligen Grafen die Herrschaft

Knip Hausen mit der Landeshoheit in dem Sinne, wie

er sie daselbst zur Zeit des Reiches innegehabt, zurückgegeben

wurde, ohne alle Rücksicht darauf, ob die Familie Ben¬

tinck Anspruch auf den hohen Adel habe oder nicht.*')

§. 39.

2) Nachweis, daß die hohe Bundesversammlung selbst die Bcntinck'sche
Succcssionssache als eine Privatangelegenheit der gräflichen Familie

erklärt und jederzeit demgemäß behandelt hat.

Der Hauptgrund aber, aus welchem die Reklamation in

dem Jahr 1828 von der hohen Bundesversammlung abschlägig

beschicken worden war, ist nach dem v. Gruben'schen Cvm-

missionsgutachten der, daß die Succession in Knip Hausen

^) Die Erwiderung der Minister der hohen vermittelnden Mächte auf
die Anträge des Grafen von Bentinck, in dem Berliner Abkommenauch
zugleich den hohen Adel der gräflichen Familie anzuerkennen, lautete wörtlich:

„In Rechten, welche dem Herrn Grafen und dessen Familie, abge¬
sehen von der Herrschaft Kntphauscn, durch Geburt und Abstammung
zustehen, kann nichts zu- und abgesetzt werden. Aus diesem Grunde hat
man sich auch in dem Art. 14 der deutschen BundeSacte, welcher das Ver¬
hältnis; der ehemaligen r c i ch s stä nd is chcn fürstlichen und gräflichen Fa¬
milien bctrisst, jeder Bestimmung über den künftige» Rang dieser Familie»
enthalten, und sich nur auf die Erklärung beschränkt, daß dieselben fortan
nichtsdestoweniger (d. h. ob sie gleich seit dem Jahr 1306 und seitdem
mittelbar geworden) zu dem hohen Adel in Deutschland gerechnet werden
und ihnen das Recht der Ebenbürtigkeit in dem damit verbundenen Be¬
griffe verbleibe. Zu einer solchen Erklärung ist aber im vor¬
liegenden Falle auch keine Veranlassung vorhanden; thcils,
weil Kniphauscn früher keine Rci ch ö stan d sch aft gehabt hat,
thcils auch, weil cö gegenwärtig nicht in der Art untergeordnet wird, als
es mit den ehemals rcichsständischcnTerritorien der gedachten Häuser ge¬
schehen , und daher auch die Verwahrung überflüssig ist, welche man zum
Besten dieser, wegen ihrer Mittclbarwcrdung für nöthig gefunden hat. G c-
hörte die gräflich Bentinck'sche Familie sonst zum hohen Adel



eine Privatangelegenheit eines Mitgliedes der gräflichen

Familie sei, daß die hohe Bundesversammlung durch keiner¬

lei buudcögesetzlichc Norm autorisirt sei, sich in dieser Sache

für compctent zu erklären, und daß nach dem Berliner Ab¬

kommen die Entscheidung der Sache vor das an die Stelle der

obersten Reichsgerichte gesetzte Obcrappellatiousgcricht zu

Oldenburg gehöre.

Es darf hier nicht unerwähnt bleiben, daß die Behaup¬

tung, der Succesfionsstrcit über die Nachfolge in der Landes¬

hoheit von Kniphauscn sei eine Privatangelegenheit

der gräflichen Familie und gehöre zur richterlichen Entschei¬

dung vor das Oberappcllationögericht zu Oldenburg, somit

kein Vorbringen des als Gegcnparthci zu betrachtenden dcr-

maligcn Besitzers oder seines Herrn Vaters, sondern der selb st¬

eig e n e Ausspruch der mit der Prüfung der Be» tin ck'schen

Succcssionssache damals beauftragten Bundescommission war,

welchen sich die hohe Bundesversammlung, indem sie dem Commis-

sionsgutachten in allen Stücken beitrat, zu eigen gemacht hat.

Damals war ja noch gar kein Rechtsstreit über die Succcssiou

in Kniphauscn eingeleitet; es war auch von der hohen Bun¬

desversammlung nicht einmal der damalige Besitzer, der

Vater des nunmehrigen Beklagten, zur Vernehmlassung

aufgefordert worden. Die Erklärung der Kuiphauser Suc¬

ccssionssache als einer Privatsache der Bentiuck'schcn Fa¬

milie, deren Erledigung an sich die Interessen des deutschen

Bundes, die Rechte und Obliegenheiten der deutschen Bundes¬

versammlung in keiner Weise berührte, war daher das Resultat

der unbefangensten und selbständigsten Prüfung der Bundes¬

commission gewesen, und dieser Erklärung ist auch als der

allein den wahren Sachverhältnisscn entsprechenden die hohe

in Deutschland, und stand ihr das Recht der Ebenbürtigkeit

zu, so gcnießtitcbcidcVorzügcunbcdcnklichauch jetzt noch;

entbehrte sie dieselben früherhtn, so könne» sie ihr auch

gegenwärtig durch keine Erklärung der hohen Mächte ver¬

liehen werden." Protoc. der Bundesversammlung 1343 S. 432.
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Bundesversammlung mit vollem Rechte beigetreten. Es wäre

überhaupt auch sehr traurig um Deutschland bestellt, wenn

nicht einmal die hohe Bundesversammlung mit

Sicherheit zu entscheiden vermochte, was eine Pri¬

vatsache sei oder nicht, und darüber erst, fast zwanzig

Jahre nach ihrer Entscheidung vom Jahr 1828, noch eine Be¬

lehrung zu empfangen hätte. Wenn der Herr Verfasser des

Gutachtens dagegen diese Eigenschaft der Kniphauser Succcs-

sionssache als reine Privatsache der Familie Bcntinck in Ab¬

rede stellen will, so scheint demselben ganz unbekannt oder aus

dem Gedächtnisse entschwunden zu sein, daß es in Deutschland

ein Privatfürstcn recht gibt, nach dessen Grundsätzen na¬

mentlich die Successionsstreitigkciten in landesherrlichen Familien

zur Zeit des deutschen Reiches und noch heutzutage zu entschei¬

den sind, und daß, wie schon der Name des Privatfürstcnrcchtes

andeutet, die Succcssionssachcn in den landesherrlichen Fa¬

milien jederzeit im deutschen Reiche als Privatangelegen¬

heiten der betreffenden Häuser betrachtet worden sind, wie dies

auch ans der von dem Gutachten selbst so vielfach ange¬

zogenen Wahlcapitulation unbestreitbar hervorgeht. Ebenso

scheint der Herr Verfasser nicht gewußt oder vergessen zu haben,

daß selbst der den Herren Reklamanten wohlgeneigte Herr

Berichterstatter in der Rcclamationscommission, Freiherr von

Blitt ers d o rff, in der 17. Sitzung der hohen Bundesver¬

sammlung vom 17. Juni 1847, H 189 Prot. S. 515, gründ¬

lich ausgeführt hatte, daß die Ncclamation der Bentinck-

schen Agnaten auch bei dem Bunde nur als eine „Privat-

cingabe" betrachtet und demgemäß behandelt werden könne.

Eine Belehrung der hohen Bundesversammlung oder des

Publikums darüber, daß die Landeshoheit eine Regic-

rungsgewalt sei, die dem Regenten eines deutschen Einzel¬

staates in seinem Territorium zur Reichszcit zustand, wie sie

der Herr Verfasser des Gutachtens S. 37 geben zu müssen

glaubte, war sonach höchst überflüssig und ist für die hier

zu entscheidenden Fragen durchaus nichtssagend, denn das

weiß wohl Jedermann, was das Gutachten S. 194 wieder



besonders herausheben zu müssen glaubt, daß, wenn von einer

Succession nach Privatfürstenrecht die Rede ist, es sich um

nichts Anderes handeln kann, als um die Regierung in einem

deutschen Lande, und daß die Landeshoheit an sich ein Institut

des öffentlichen Rechtes ist. Das aber ist eben der eigenthüm-

liche Charakter des deutschen Privatfürstenrechtcs, und nament¬

lich der nach demselben zu beurtheilendcn Successioncn, daß, ob-

schon sie dem Gegen stände nach ein Recht, die Landeshoheit,

betreffen, welches seinem Begriffe und seinen Wirkungen nach

dem öffentlichen Rechte angehört, dasselbe doch seiner Zu¬

ständigkeit nach eine Privatsache der betreffenden Fa¬

milie, im Gegensätze der allgemeinen Reichs- und nun¬

mehr der Bundesangclegenheitcn ist, und als solche

behandelt wurde, seitdem es eine deutsche Rechtswissenschaft und

Praxis gibt. Schon die Bestimmung in der kaiserlichen Wahl-

capitulation Art. XXII. allein, welche das P ö zl'schc Gut¬

achten so vielfällig anführt, liefert den unwiderleglichen und

schlagenden Beweis, daß die Successionsstreitigkeitcn in landes¬

herrlichen Familien zur Zeit des Reiches mir als Privat¬

angelegenheit derselben behandelt wurden, indem es hiernach

lediglich in das Belieben der Agnaten gestellt war, ob sie

der Desccndenz eines Mitgliedes der Familie den Vorwurf

einer Abstammung aus notorischer Mißhcirath machen und aus

diesem Grunde das Successivnsrecht zu bestreiten versuchen

wollten oder nicht. Die Bundesversammlung wird daher wahr¬

lich nicht erst aus dem vorliegenden Gutachten zu lernen haben,

was Staats- und Privatsache sei, vielmehr wird sie erwarten

dürfen, daß Diejenigen, welche das öffentliche Recht Deutsch¬

lands kennen zu lernen nöthig haben, aus ihren Proto¬

kollen die richtigen Begriffe schöpfen und sich aneignen.^)

DaS Pözl'schc Gutachten bestreitet mitunter der Bcntinck'schcn

Succcssioussachc den Charakter einer Ct v i l j u st iz fache, so z. B. S. 59

u. s. w. — Insofern hiermit nichts Anderes gesagt werden will, als was

an anderen Orten durch „Privatsache" bezeichnet wird, so ist hier weiter

nichts zu bemerken, sondern die Widerlegung schon in vorstehender Aus-
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3) Nachweis, daß nach allgemeinen NcchtSgrundsätzen die Behauptung

falsch ist, daß alle Sachen des öffentlichen Rechtes den Gerichten ent¬

zogen seien.

Es kann übrigens hier gar nicht darauf ankommen, ob

Landeshohcitsstreitigkeiten nach allgemeinen Grundsätzen

dem öffentlichen Rechte angehören: denn es ist hier einmal

nicht von allen denkbaren Arten der Landeshohcitsstreitigkeiten,

sondern lediglich von einem Erbfolgestreit die Rede, und

dann können hier sogenannte allgemeine Grundsätze nicht ent¬

scheiden und brauchen nicht zu entscheiden, weil positiv deutsch-

rechtliche Normen genug und in weitaus erschöpfender Weise

vorhanden sind, um solche Successionsstrcitigkciten entscheiden

zu können.

Ncberdies ist der Satz, daß jede Streitigkeit, die ein

Verhältnis; des öffentlichen Rechtes betrifft, an sich nicht

vor die Gerichte gehöre, in dieser Allgemeinheit, gerade

nach allgemeinen Grundsätzen principicll falsch:*) es

führnng niitbcgriffcn. UcbrigenS kann Civiljnstizsachc auch bedeu¬

ten : „eine Sache, die in den Formen eines Ctvilprozcsses vor

den Gerichte» zu verhandeln ist." Hiernach ist cS ebenfalls wohl mög¬

lich, daß die Sache dem Gegenstaude nach in einer oder der anderen

Beziehung zum öffentlichen Rechte gehört: wo aber eine solche Sache

des öffentlichen Rechtes in eine gerichtliche Verhandlung gezogen wird, ist

es notorisch immer nur die c i v i l p r o z c s sua li s ch c Form, in welcher

sie zur Zeit des Reiches behandelt wurde, und noch jetzt überall behan¬
delt wird.

Vcrgl. Pfeiffer, praktische Ausführungen, Bd. III., S. 18t —

L31. — M i t t e r m a i c r, im Archiv f. civtlist. Praxis. Bd. XXI., S.

23V folg. Der geschichtliche Entwicklungsgang des Gegensatzes von

Justiz und Verwaltung zeigt deutlich, daß man erst in der neuere» Zeit

anfing, die Fälle, in welchen die Cognition'den Gerichten entzogen und den

Admintstrativbchördcn übertragen sein soll, zu vermehren: aber gerade die

Auszeichnung solcher Fälle setzt eben daher ein ausdrückliches

Particnlargc setz voraus, weil sie, an sich betrachtet, Ausnahmen

von der Regel sind. Sehr gut ist dies in der belgischen VerfassungS-

urkuudc vom 13. November I83V ausgesprochen, wo es heißt: Art. 82,6



ist abcr ganz unnöthig, dies hier weiter auszuführen, eben weil

für den vorliegenden Fall besondere positive Normen vorhanden

sind, welche allein hier maasigcbcnd sein dürfen. Ebenso

unrichtig ist es, wenn behauptet werden will, alles, was als

Sache des öffentlichen Rechtes zu betrachten sei, gehöre zur

Entscheidung vor irgend eine politische Autorität. Auch

damit eine gewisse politische Autorität da, wo Gerichte nicht

sprechen dürfen, entscheiden könne, muß erst ihre Compctenz

durch eine gesetzliche Norm begründet sein, und wo diese

fehlt, kann möglicherweise sogar der Fall eintreten, daß gar

keine Autorität, weder eine gerichtliche noch eine politische,

zu entscheiden befugt ist.") Dieser Grundsatz ist auch von

den sämmtlichen deutschen Bundesgliedcrn als völkerrechtlich

geltender anerkannt, und eben um dessen practischem Eintritte

vorzubeugen, haben sie in dem Art. 11 der deutschen Bundes-

acte die Einrichtung eines Austrägalgerichtes zur Entscheidung

der zwischen ihnen sich ergebenden Streitigkeiten beschlossen.

Daß die sämmtlichen deutschen Reichöständc zur Zeit des deut¬

schen Reiches in Landeöhoheitsstreitigkeitcn unter einander diese

Sachen vor die Reichsgerichte bringen und von diesen entschei¬

den lassen mußten, und daß eben der Wunsch, eine ähnliche

zeitgemäße Znstanz für solche Streitigkeiten der Bundcsglicdcr

unter einander zu haben, dem Auöträgalgerichtc des deutschen

Bundes seinen Ursprung gab, ist so allgemein bekannt und

notorisch, daß es auch nicht der Mühe verlohnt, ein Wort

darüber zu verlieren."") Das aber, worauf es hier allein

„Alle Streitigkeiten, welche bürgerliche Rechte betreffen, gehören aus¬

schließlich vor die Gerichte." Art. 93. „Streitigkeiten, welche poli-

tische Rechte zum Gegenstände habe», gehören zur Compctenz der

Gerichte: vorbehaltlich der durch das Gesetz bestimmten Ausnahmen."

A) Dies hat auch das ot'cn § 35 u. 36 aufgeführte Votum des

dritten Mitgliedes der Bundescommission im Vortrage vom 26. September

1851 mit besonderer Beziehung auf die Bcntinck'schc SucccsstonSsachc

vortrefflich ausgeführt.

^) Darüber, daß die Reichsgerichte in allen Arten von Lan-

dcSbvhcitsstrcitigkcitcn zu entscheiden befugt waren, war so wenig



ankommen kann, das, worauf endlich auch das Gutachten S.
44, 45 nach langen, nicht zur Sache gehörigen Abschweifungen
zurückkommt,ist, daß der Graf von Bentinck zufolge des
Berliner Abkommens als Inhaber der Landeshoheit über KKip¬
hausen dem Großherzoge von Oldenburg nach Rcichsstaats-
recht subordinirt ist, und daß „die Hoheit über Knip-
„hansen, den Herrn Grafen und seine Familie als Besitzer
„der Herrschaft, jedoch nur so, wie sie vorher bei Kaiser
„und Reich gewesen ist, von Sr. Durchlauchtdem Herzog
„(jetzt Großherzog) von Oldenburg und von Hvchstdessen Nach¬
folgern in der Regierung dieses Hcrzogthumö (jetzt Großhcr-
„zogthums) ausgeübt werde, wogegen Hochstderselbe für sich
„und seine Nachfolger die Pflichten übernimmt, welche mit
„der Reichöhohcit verbunden waren." —

V.

Nachweis, daß die Entscheidung des Bcntinck'schcn
Succcssionöfallcsnach den Grundsätzen des Rcichöstaats-
rechtö keineswegsdem Kaiser mit Ausschluß der Reichs¬

gerichte zugestanden hätte.

8 4l.

t) Nähcrc Feststellung der Streitfrage.

Das Gutachten S. 45 u. folg. unternimmt es sodann, die
Competenzvcrhältnisse in Bezug auf die von ihm sogenannten
Präjudicialfragen des Bcntinck'schcn Rechtsstreitesnachdem

c!» Zweifel, daß erst in ucncrcr Zeit die Frage aufgeworfen werden konnte,
ob die zur Zeit der Reichsocrfassung den Reichsgerichten unbestritten zuge¬

standene Befugniß , über staatsrechtliche Fragen zu entscheiden, auf die Lan¬

de sge r i ch t e übergegangen sei? Mittermaier, a. a. O. S. 278. —

Ausführlicheres hierüber f. bei Schnanbert, Anfangsgründe des Staats¬

rechts der gesammtcn Rctchslandc, Jena 1787. § 406—412. — ?üttor,

inslit. pir, pubt. kenn. tz 518—522. — Leist, Lehrbuch des deutschen

Staatsrechts. Nöttingen 1803. § 123 u. folg., besonders § 128.

6»


	Seite 74
	Seite 75
	Seite 76
	Seite 77
	Seite 78
	Seite 79
	Seite 80
	Seite 81
	Seite 82
	Seite 83

